Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/ 1085 


Mündliche Anfragen 

gemäß § 1 1 1 der Geschäftsordnung (Fragestunde) für die 

70. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Dienstag, dem 8. November 1966 

71. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Donnerstag, dem 10. November 1966 

72. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Freitag, dem 11. November 1966 


I. Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


I. 1. Abgeordneter Ist ein Bericht der Frankfurter Allgemeinen 
Seibert Zeitung vom 25. Oktober 1965 zutreffend, 

demzufolge der Bundeswirtschaftsminister in 
einem Gespräch mit Vertretern des Groß- 
und Außenhandels die Preisbindung als über- 
flüssig bezeichnet und deren Abschaffung an- 
gekündigt haben soll? 


I. 2. Abgeordneter Welche Bemühungen hat die Bundesregierung 
Seibert in der zurückliegenden Zeit unternommen, um 

für ein solches in Frage I/l erwähntes Vor- 
gehen eine Mehrheit im Parlament zu bekom- 
men? 


II. Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


II. 1. Abgeordneter 

Jahn 

(Marburg) 


Wie beurteilt die Bundesregierung Presse- 
meldungen der letzten Tage, nach denen 
deutsche Raketenwissenschaftler und -Spezia- 
listen angeblich in Verhandlungen mit 
China und der Südafrikanischen Union stehen 
sollen, um dort bei Raketen- und Flugzeug- 
produktionen mitzuwirken? 


11. 2. Abgeordneter Was konnte die zuständigen Stellen der Bun- 

Dr. Mommer desrcgierung veranlassen, den Chefredakteur 

einer polnischen Zeitschrift zwei Monate auf 
die Erteilung eines Visums warten zu lassen 
und die Aufenthaltsdauer auf die Zeit vom 
5. bis 25. Oktober zu beschränken? 


II. 3. Abgeordneter 
Dr. Mommer 


Weiß die Bundesregierung, wie lange Deutsche 
auf Erteilung von Visen zum Besuch Polens 
warten müssen? 
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II. 4. Abgeordneter 
Dr. Mommer 


Wie lange dauern die Verfahren zur Erteilung 
von Visen im Personenverkehr mit der CSR? 


II. 5. Abgeordneter 
Schmitt- 
Vodcenhausen 


Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, 
daß — auch im Hinblick auf die Feststellungen 
in der Frauen-Enquete (Drucksache V/909, 
Seite 264) — in Umkehrung des Runderlasses 
des Bundesinnenministers vom 9. Februar 
1955 nunmehr bei allen Frauen etwa vom 
dreißigsten Lebensjahr an die Anrede „Frau" 
verwendet werden soll, es sei denn, eine un- 
verheiratete Frau wünscht ausdrücklich mit 
„Fräulein" angeredet zu werden? 


III. Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


III. 1. Abgeordnete Sind der Bundesregierung die Schwierigkeiten 

Frau Blohm bekannt, die sich für die Tätigkeit der Arzte 

aus dem immer mehr zunehmenden Straßen- 
verkehr ergeben, da sie oft nicht in der Lage 
sind, ihr Fahrzeug in unmittelbarer Nähe ihrer 
Praxisräume für dringende Besuche von Pati- 
enten bereitzuhalten und dadurch die ange- 
forderte ärztliche Hilfe unter Umständen un- 
nötig verzögert wird? 


IIL 2. Abgeordnete Ist die Bundesregierung bereit, im Interesse 

Frau Blohm der gesundheitlichen Versorgung der Patien- 

ten — unbeschadet der in manchen Bundeslän- 
dern und Gemeinden bereits getroffenen Re- 
gelungen — bundesgesetzliche Ermächtigun- 
gen zu schaffen, die die Arzte in die Lage ver- 
setzen, schnelle Hilfe in Notfallsituationen 
zu leisten? 


IIL 3. Abgeordnete Ist die Bundesregierung gewillt, sich dafür ein- 
Frau Blohm zusetzen, daß Ärzte, die bei einem eiligen 

Patientenbesuch keine andere Möglichkeit 
haben als an verbotener Stelle in der Nähe 
der Wohnung des Patienten zu parken, hier- 
für nicht bestraft oder durch unnötige und 
zeitraubende Auseinandersetzungen mit Voll- 
zugsorganen bei der Erfüllung ihrer ärztlichen 
Pflichten nicht aufgehalten werden und daß 
durch entsprechende gesetzliche Regelungen 
den regionalen und örtlichen Behörden in der- 
artigen Fällen die gebührende Rücksichtnahme 
auferlegt wird? 


IIL 4. Abgeordneter Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesre- 

Lemmrich gierung zu ergreifen, um den hohen Anteil, 

an dem junge Menschen im Alter zwischen 
15 und 25 als Lenker von Kraftfahrzeugen 
am Verkehrsunfallgeschehen beteiligt sind, zu 
begegnen? 
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III. 5. Abgeordneter 

Hofmann 

(Kronach) 


III. 6. Abgeordneter 
Hofmann 
(Kronach) 


III. 7. Abgeordneter 

Müller 

(Ravensburg) 


III. 8. Abgeordneter 

Müller 

(Ravensburg) 


III. 9. Abgeordneter 
Müller 
(Ravensburg) 


III. 10. Abgeordneter 

Strohmayr 


III. 11. Abgeordneter 

Strohmayr 


III. 12. Abgeordneter 
Strohmayr 


III. 13. Abgeordneter 

Wendt 


Wird das als notwendig erkannte und häutig 
vorrangig genannte Bauvorhaben — die 
Weiterführung der Bundesstraße 303 (Pfaffen- 
dorf — Schweinfurt) — durch die Kürzungen 
im Bundeshaushalt verzögert? 

Wann etwa wird mit dem Baubeginn der in 
Frage III/5 erwähnten Weiterführung der 
B 303 von Pfaffendorf über Ibind nach Schwein- 
furt zu rechnen sein? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Fischwirtschaft am Bodensee von der von der 
Hauptverwaltung der Deutschen Bundesbahn 
beabsichtigten Aufhebung der Eilstückgutbe- 
förderung besonders betroffen würde, da sie 
aus beförderungstechnischen Gründen nicht 
auf Frachtstückgut, wegen der hohen Tarife 
aber auch nicht auf Expreßgut ausweichen 
kann? 

Wird die Bundesregierung bei der Behand- 
lung des Tarifantrags Nr. 1686 der Deutschen 
Bundesbahn den Bedenken der Seenfischerei, 
der Fluß- und Teichwirtschaft Rechnung tra- 
gen? 

Wie können nach Ansicht der Bundesregie- 
rung die drohenden wirtschaftlichen Einbußen 
für die in Frage III/8 genannten betroffenen 
Wirtschaftszweige verhindert werden, falls es 
trotz aller Bedenken zu einer Einstellung des 
Eilstückgutverkehrs kommen sollte? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
österreichische Bundesbahn ab 1. November 
1966 eine neue Familienfahrkarte eingeführt 
hat, die den halben Fahrpreis vorsieht für 
Familien ab zwei Kindern, wenn mindestens 
drei Familienmitglieder gemeinsam reisen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
österreichische Bundesbahn erwartet, daß bei 
dem in Frage III/IO erwähnten Verfahren 
kaum Einnahmeausfälle eintreten, sondern 
neue Einnahmen durch ein bisher weitgehend 
abseits stehendes Reisepublikum erwartet 
werden? 

Ist die Bundesregierung bereit, der Deutschen 
Bundesbahn gleichartige wie die in Fra- 
ge III/IO erwähnten Verbesserungen vorzu- 
schlagen, falls die Erwartungen der österrei- 
chischen Bundesbahn eintreffen? 

Wie erklärt sich die Bundesregierung den 
Widerspruch ihrer Aussage vom 10. März 
1966 (Fragestunde der 28. Sitzung des Deut- 
schen Bundestages) zur teilweisen Eingleisig- 
keit der Strecke Schwerte — Warburg und 
den bekanntgewordenen Plänen der Deutschen 
Bundesbahn? 
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III. 14. Abgeordneter Kann die Bundesregierung angeben, wann die 
Wendt Bundesstraße 7 in den Orten Velmede und 

Bestwig ausgebaut wird? 


IV. Geschäftsbereich des Bundesministers für 
das Post- und Fernmeldewesen 

IV. 1. Abgeordneter Trifft es zu, daß es billiger ist, zwei Auslands- 
Dr. Rinderspacher briefe ä 15 Gramm in ein EWG-Land zu sen- 
den als einen Brief ä 30 Gramm, wie das der 
Bund der Steuerzahler erklärt hat? 

IV. 2. Abgeordneter Ist dem Bundespostminister bekannt, daß, 
Maucher wenn beispielsweise neben anderen Bestel- 

lungen (Briefmarken) eine Vorratsliste be- 
stellt wird, die Deutsche Bundespost eine Karte 
übersendet, mit der die Vorratsliste beson- 
ders bestellt werden muß und dadurch sowohl 
für die Deutsche Bundespost wie auch für die 
betreffenden Besteller zusätzliche Portoaus- 
gaben entstehen? 

IV. 3. Abgeordneter Ist das Bundespostministerium bereit, solche 

Maucher wie die in Frage IV/2 erwähnten wiederholt 

vorgekommenen Vorgänge abzustellen? 

IV. 4. Abgeordneter Kann die Bundesregierung Auskunft darüber 
Wendt geben, wann die vom Zweiten Deutschen Fern- 

sehen nicht erreichten Gebiete in Nordrhein- 
Westfalen mit dem Fernsehempfang rechnen 
können? 


IV. 5. Abgeordneter Trifft die Pressemeldung zu, daß die Deutsche 
Felder Bundespost ihre Gebühren für Sendungen 

„Funknachrichten an mehrere Empfänger'" 
heute noch nach dem Stande von 1950 erhebt, 
obwohl diese Gebührensätze die gestiegenen 
Kosten bei weitem nicht mehr decken? 

IV. 6. Abgeordneter Bei Bejahung der Frage IV/5 welches sind 
Felder die Gründe für diese von der allgemeinen 

Gebührenpolitik der Deutschen Bundespost 
abweichende Haltung? 

IV. 7. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für richtig, daß 

Dr, Schulz der Bundespostminister den von ihm anläß- 

(Berlin) lieh einer Fragestunde vom 25. Mai 1966 er- 

betenen Brief eines Bundestagsabgeordneten 
vom 22. Juni 1966 und eine Mitte Septem- 
ber veranlaßte schriftliche Rückfrage von des- 
sen Sekretariat bis zum heutigen Tage weder 
beantwortet noch den Eingang der beiden 
Schriftstücke überhaupt bestätigt hat? 
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IV. 8. Abgeordneter 

Dr. Schulz 
(Berlin) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
ein solches in Frage lV/7 geschildertes Ver- 
halten eines Kabinettsmitgliedes gegenüber 
einem Vertreter der Legislative mit den Um- 
gangsformen und Stilgesetzen einer Demokra- 
tie vereinbar ist? 


V. Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wissenschaftliche Forschung 


V. 1. Abgeordneter 
Dr. Meinecke 


V, 2. Abgeordneter 

Dr. Meinecke 


V. 3. Abgeordneter 

Dr. Meinecke 


V. 4. Abgeordneter 
Dröscher 


V. 5. Abgeordneter 
Flämig 


Bekennen sich die Bundesregierung und die 
von der Bundesregierung in den Wissen- 
schaftsrat delegierten Vertreter der Regierung 
heute noch zu den „grundsätzlichen Überle- 
gungen", die den Empfehlungen des Wissen- 
schaftsrates vom 14. Oktober 1960 zugrunde 
liegen und mit den Empfehlungen von der 
Vollversammlung angenommen wurden? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
sie im Wissenschaftsrat einen mittelbaren 
Einfluß auf zur Zeit bestehende Zulassungs- 
beschränkungen und insbesondere auf die 
unerträgliche unterschiedliche Handhabung der 
Zulassung zu bestimmten Fakultäten ausüben 
kann? 

Ist die Bundesregierung bereit, durch ihre 
Vertreter im Wissenschaftsrat bei der Auf- 
stellung von Dringlichkeitsprogrammen und 
bei der Erstellung eines Gesamtplans gemäß 
Artikel 2 des Abkommens nachhaltiger als 
bisher darauf zu dringen, die zur Zeit beste- 
henden Zulassungsbeschränkungen durch 
Schaffung besserer Ausbildungskapazitäten zu 
beseitigen oder zumindest zu mildern? 

Entspricht es den heute an den deutschen 
Universitäten üblichen Zulassungsverfahren 
für Studenten der Pharmazie, wenn einem 
sedisundzwanzigjährigen jungen Mann, der 
als SBZ-Flüchtling schon im Gymnasium er- 
heblichen Zeitverlust erlitt, dann seine vor- 
geschriebene Vorbereitungszeit von einem 
Jahr absolvierte und nun schon seit vier 
Semestern versucht, durch Bewerbungen an 
fast allen deutschen Universitäten, sein Stu- 
dium zu beginnen, von seiner Landesuniversi- 
tät Mainz geschrieben wird, daß z. Z. über- 
haupt nicht abzusehen sei, wann er mit einem 
Studienplatz rechnen könne? 

Trifft es zu, daß die Bundesrepublik bei der 
Forschung und Weiterentwicklung auf dem 
Gebiet der Halbleiter-Physik weit hinter den 
Ländern USA, England, Japan, UdSSR und 
Frankreich zurückliegt? 
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V. 6. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesrepublik Konsequen- 
Flämig zen in bezug auf eine rasche und wirksame 

Forschungsförderung auf dem Gebiet der 
Halbleiter-Physik zu ziehen? 


VL Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Gesundheitswesen 


VI. 1. Abgeordneter 
Dr. Bardens 


VI. 2. Abgeordneter 
Dr. Bardens 


VL 3. Abgeordneter 
Prinz zu Sayn- 
Wittgenstein- 
Hohenstein 


VL 4. Abgeordneter 
Prinz zu Sayn- 
Wittgenstein- 
Hohenstein 


VL 5. Abgeordnete 

Frau Dr. Diemer- 
Nicolaus 


VL 6. Abgeordneter 
Glombig 


Bis wann ist mit der Vorlage des Berichts der 
Bundesregierung über die finanzielle Situation 
der Krankenhäuser zu rechnen, der durch 
einstimmigen Beschluß des Bundestages am 
1. Juli 1966 gefordert wurde? 

Trifft es zu, daß die Bundesregierung bis jetzt 
erst einen Entwurf für einen sehr umfang- 
reichen Fragebogen, der dem in Frage VI/1 
erwähnten Bericht dienen soll, an die Länder- 
regierungen verschickt hat? 

Was sind die Gründe dafür, daß in den ver- 
gangenen 7 Jahren die schon 1959 geplante 
Deutsche Medizinische Dokumentationsstelle 
noch nicht errichtet worden ist, obwohl der 
Deutsche Bundestag in einer Entschließung 
bereits am 12. Juni 1959 die Bundesregierung 
ersucht hat, für das Rechnungsjahr 1960 im 
Einzelplan des Bundesministeriums des Innern 
einen Titel aufzunehmen, in dem ein Zuschuß 
für die Errichtung und zu den Kosten des 
Unterhalts dieser Dokumentationsstelle be- 
reitgestellt wird? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
das in Frage VI/3 erwähnte Informations- 
zentrum sobald wie möglich zu errichten und 
arbeitsfähig zu machen, um den deutschen 
Ärzten in Forschung, Klinik und Praxis endlich 
die Möglichkeit zu geben, sich in den erforder- 
lichen Fällen schnell und umfassend über den 
neuesten Wissensstand der Medizin zu unter- 
richten? 

Nachdem die Zahnärzte erneut eine Änderung 
des geltenden Lebensmittelgesetzes gefordert 
haben, damit durch eine Fluoranreicherung 
des Trinkwassers die Karies besser bekämpft 
werden kann, ist die Bundesregierung bereit, 
diesem Wunsche zu entsprechen? 

Stimmt die Bundesregierung mit der Auffas- 
sung des Direktors des Max-Planck-Instituts 
für Zellphysiologie in Berlin-Dahlem, Otto 
Warburg, (Vortrag, gehalten am 30. Juni 1966 
bei der Tagung der Nobelpreisträger in Lin- 
dau/Bodensee) überein, wonach die Wissen- 
schaft die letzte Ursache des Krebses erkannt 
haben soll? 
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VL 7. Abgeordneter Bei Bejahung der Frage VI/6, was geschieht 

Glombig zur Verhütung des Krebses? 

VI. 8. Abgeordneter Trifft es zu, daß der Bundesgesundheitsmini- 
Fritz Ster in einer Pressekonferenz in Wiesbaden 

(Wiesbaden) geäußert hat, das Zustandekommen der Wies- 

badener Gesundheitsausstellung „Der Mensch 
in seiner Stadt" würde von bestimmten politi- 
schen Kreisen als eigenes Verdienst gewertet? 

VI. 9. Abgeordneter Worauf stützt der Bundesgesundheitsminister 

Fritz bei Bejahung der Frage VI/8 seine Behaup- 

(Wiesbaden) tung? 


VII. Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 

VIL 1. Abgeordneter Welches sind die „neuen Gedanken" aus der 

Wischnewski Rede des Präsidenten der Vereinigten Staaten 

von Amerika vom 7. Oktober 1966 vor der 
Nationalen Konferenz Amerikanischer Leit- 
artikler in New York, die beim Bundeskanzler 
entsprechend seinem Interview vom 23. Okto- 
ber 1966 im Deutschlandfunk teilweise Beden- 
ken ausgelöst haben und die nach seiner 
Meinung sorgfältig geprüft werden müssen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Sowjetzone an zahlreiche germanistische In- 
stitute in Europa, Amerika und Asien umfang- 
reiche Literatur aller Fachgebiete, darunter in 
erheblichem Umfang polemische Literatur zur 
Zeitgeschichte, kostenlos versendet und damit 
Einfluß auf die politische Meinungsbildung 
junger Germanisten nimmt? 

Ist die Bundesregierung bereit, der in Fra- 
ge VII/2 erwähnten gezielten Aktion ent- 
gegenzuwirken und Literatur, insbesondere 
auch Dokumentationen zum Problem der Wie- 
dervereinigung den bekannten Instituten zur 
Verfügung zu stellen? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
der Ostblockpropaganda in Entwicklungslän- 
dern, die in umgekehrten Verhältnissen zu 
ihren Leistungen steht und sich mit den ge- 
zielten Maßnahmen der deutschen Entwick- 
lungspolitik nicht vergleichen kann, entgegen- 
zuwirken? 

VIL 5. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu, denen zufolge 
Gewandt die Bundesregierung ihre Bemühungen zur 

Wiederherstellung normaler diplomatischer 
Beziehungen zu den arabischen Staaten in 
der jüngsten Vergangenheit verstärkt hat? 


VII. 4. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 


VII. 3. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 


VII. 2. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 
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VIIL Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


VIIL 1. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung im Interesse einer 

Dr. Tamble Klärung der Rechtslage für angezeigt, ein 

Mietgesetz für den Fremdenverkehr zu er- 
lassen, das u. a. die Entschädigungsansprüche 
bei Abbestellung gemieteter Zimmer regelt? 


VIIL 2. Abgeordnete Wird die Bundesregierung sich für eine zen- 
Frau Dr. Diemer- trale Richterakademie als Fortbildungsstätte 
Nicolaus für Richter und Staatsanwälte einsetzen? 


VIIL 3. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Forde- 
Jahn rung hessischer Richterräte und des Nieder- 

(Marburg) sächsischen Richterbundes, die bisher ge- 

bräuchlichen Richtertitel abzuschaffen und 
durch die Bezeichnung „Richter am .... ge- 
richt" zu ersetzen? 


IX. Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


IX. 1. Abgeordneter 
Ahrens 
(Salzgitter) 


IX. 2. Abgeordneter 

Ahrens 

(Salzgitter) 


IX. 3. Abgeordneter 

Ahrens 

(Salzgitter) 


IX. 4. Abgeordneter 

Seuffert 


IX. 5. Abgeordneter 

Seuffert 

IX. 6. Abgeordneter 

Seuffert 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die zu 
Beginn des Monats Oktober d. J. im . Raum 
Holzmindcn durchgeführten Manöver der Sta- 
tionierungstruppen nicht nur außergewöhnlich 
schwere Schäden verursacht, sondern auch 
ein bedauernswertes Unverständnis der Trup- 
pe gegenüber der Zivilbevölkerung aufgezeigt 
haben? 

Ist die Bundesregierung bereit, gemäß Artikel 
II des Abkommens zwischen den Parteien des 
Nordatlantikpaktes über die Rechtsstellung 
ihrer Truppen, ein Verfahren mit dem Ziel 
einzuleiten, ob und inwieweit die in Frage IX/1 
erwähnte Truppe ihre Pflicht verletzt haben 
könnte, die Gesetze des Gastlandes zu ach- 
ten? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß ein wert- 
volles Wirtschaftsgebäude während der in 
Frage IX/1 erwähnten Manöver durch Brand 
vernichtet wurde, dessen Entstehung auf den 
Beschuß mit Leuchtspurmunition zurückzufüh- 
ren sein soll? 

Welche Beträge sind aus der Kuponsteuer 
(§ 43 Abs. 1 Ziffer 6 EStG) im Abzugsverfah- 
ren aufgekommen? 

Wieviel von dem in Frage IX/4 erwähnten 
Betrag ist auf Antrag erstattet worden? 

In wieviel Fällen sind bei der Kuponsteuer 
Erstattungsanträge oder Anträge, vom Abzug 
abzusehen, bearbeitet worden? 
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IX. 7. Abgeordneter 

Schmidt 

(Braunschweig) 


IX. 8. Abgeordneter 

Schmidt 

(Braunschweig) 


IX. 9. Abgeordneter 

Dr. Schmidt 
(Wuppertal) 


IX. 10. Abgeordneter 

Dr. Schmidt 
(Wuppertal) 


IX. 11. Abgeordneter 

Dr. Schmidt 
(Wuppertal) 


IX. 12. Abgeordneter 

Weigl 


IX. 13. Abgeordneter 
Weigl 


Teilt die Bundesregierung die Besorgnis, daß 
durch die mit Wirkung vom 1. Januar 1967 
fortfallenden bisherigen Rückerstattungen der 
von den Ostberliner Stellen erhobenen Stra- 
ßenbenutzungsgebühren für die westdeutschen 
im Berlin-Verkehr tätigen Transportunterneh- 
men die lebensnotwendige Versorgung Ber- 
lins erheblich verteuert werden kann? 

Glaubt die Bundesregierung, daß die in Berlin 
zugelassenen Fahrzeuge des gewerblichen 
Güterkraftverkehrs allein in der Lage sind, 
die auf die in Frage IX/7 erwähnte Weise 
für Unternehmen in der Bundesrepublik un- 
wirtschaftlich werdenden Transporte zu über- 
nehmen? 

Welche Gründe hat der Bundesfinanzminister 
dafür, daß bei früheren Einheitswertfeststel- 
lungen ein Fragebogen von vier Seiten ge- 
nügte, während heute 10 Seiten benötigt wer- 
den? 

Welche gesetzlichen Bestimmungen rechtfer- 
tigen im einzelnen die Fragen der Seiten 
drei bis acht der Erklärung zur Hauptfest- 
stellung des Einheitswerts auf den 1. Janu- 
ar 1964? 

Glaubt der Bundesfinanzminister, daß die 
Fragen nach kompliziertesten Einzelheiten auf 
den in Frage IX/9 erwähnten Fragebogen 
die Richtigkeit der Erklärung fördert und den 
Aufwand an Kraft und Zeit, insbesondere 
der meist nicht Sachkundigen, rechtfertigt? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Aus- 
sichten eines „kleinen Grenzverkehrs'' an der 
bayerisch-tschechoslowakischen Grenze? 

Ist die Bundeszollverwaltung auf den dauernd 
steigenden Güterverkehr bzw. Tourismus an 
der bayerisch-tschechoslowakischen Grenze 
bzw. auf einen eventuellen „kleinen Grenz- 
verkehr" personell vorbereitet? 


X, Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


X. l. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für sinnvoll und 
Dröscher die notwendige Umwandlung vieler brach- 

liegender Flächen, insbesondere ausgedehnter 
Hanglagen, fördernd, wenn zur Erlangung der 
staatlichen Hilfe vorgeschrieben bleibt, daß 
die Beteiligten als Landwirte im Sinne des 
Gesetzes über die Altershilfe für Landwirte 
zu gelten haben? 
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X. 2. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß eine 

Dr. Tamble Verhandlung vor dem Seeamt Husum ausge- 

setzt werden mußte, weil das Seeamt die Frage 
nicht zu klären vermochte, ob Dänemark eine 
neue Berechnung seiner Hoheitsgewässer vor- 
genommen hat? 

X. 3. Abgeordneter Wie erklärt es sich die Bundesregierung, daß 

Dr. Tamble das Seeamt Husum in der in Frage X/2 

erwähnten Verhandlung in der mir von der 
Bundesregierung (Bundesminister HÖcherl) am 
10. Dezember 1965 erteilten Antwort wegen 
der Fischereigrenzen in den deutsch-dänischen 
Gewässern ebenfalls keine sichere Handhabe 
zu sehen vermochte? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung der 
ostbayerischen Fischzüchter, daß die diesjäh- 
rigen Schwierigkeiten im Karpfenabsatz auf 
überhöhte Einfuhren aus Ostblockländern zu- 
rückzuführen sind? 

X. 5. Abgeordneter Ist aus der Äußerung des Bundesministers 
Fellermaier Höcherl, wonach wegen der „gegenwärtigen 

Kostenentwicklung auch der Brotgetreidepreis 
noch einmal überprüft werden müsse", zu 
schließen, daß die Bundesregierung die Kom- 
mission der EWG erneut auffordern wird, die 
am 15. Dezember 1964 festgelegten und ab 
1. Juli 1967 anzuwendenden gemeinsamen 
Getreidepreise zu revidieren? 

XL Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 

XI. l. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für richtig, daß 
Dröscher Kriegsopfern und Sozialrentnern, die oft jahre- 

lang auf zusprechende Urteile der Sozialge- 
richte warten müssen, für Beträge, die ihnen 
offensichtlich zu Unrecht vorenthalten worden 
sind, keine Verzinsung gewährt wird? 

XL 2. Abgeordnete Hält die Bundesregierung die Feststellungen 
Frau Rudoll von Prof. Dr. Stoll, Mannheim, über die er 

auf dem Fortbildungskongreß in Meran ge- 
sprochen hat, für richtig, daß bei der Mehr- 
zahl der klinischen Entbindungen der Klinik 
nicht das Sprechstundenblatt nach den Richt- 
linien über die Vorsorgeuntersuchung von 
Schwangeren Vorgelegen hat? 

XL 3. Abgeordnete Bemüht sich die Bundesregierung, die unter 
Frau Rudoll den Ärzten bestehende Auffassung zu berich- 

tigen, daß die Mutterschaftsrichtlinien keine 
Weitergabepflicht der Sprechstundenblätter an 
die Krankenhausärzte vorsehen? 


X. 4. Abgeordneter 

Weigl 
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XL 4. Abgeordnete Unterstützt die Bundesregierung die Bemü- 

Frau Rudoll hungen der Ärzteschaft, in der Bundesrepu- 

blik einen einheitlichen Mütterpaß einzufüh- 
ren, in den viele der im Formular des Sprech- 
stundenblattes vorgesehenen Eintragungen 
übernommen werden, um den Krankenhaus- 
ärzten durch den Mütterpaß wesentliche Er- 
gebnisse der Vorsorgeuntersuchungen von 
Schwangeren rechtzeitig zur Kenntnis zu brin- 
gen? 

XI. 5. Abgeordneter Wie hoch ist der bisher eingetretene Beitrags- 
Killat Verlust bei den Trägern der Deutschen Ren- 

tenversicherung auf Grund der mit der Härte- 
novelle vorgenommenen Streichung des 
§ 1386 der Reichsversicherungsordnung, der 
die Arbeitgeber aus arbeitsmarktpolitischen 
Gründen zur Beitragsleistung von beschäftig- 
ten Rentnern und Pensionären verpflichtete? 


XII. Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 

XII. l. Abgeordneter Welche Gründe haben dazu geführt, daß in 

Collet Zweibrücken der Standort der Bundeswehr mit 

Ausnahme einer kleinen Außenstelle aufge- 
löst wird? 

Ist sich die Bundesregierung darüber klar, 
welche Konsequenzen sich aus der in Fra- 
ge XII/1 erwähnten Auflösung für die Stadt 
Zweibrücken ergeben? 

XII. 3. Abgeordneter In welcher Weise hat die Bundesregierung 
Collet dafür Sorge getragen, daß die deutschen Zivil- 

beschäftigten durch die in Frage XII/1 er- 
wähnte Auflösung in ihrer Existenz gesichert 
sind? 


Bonn, den 3. November 1966 


XII. 2. Abgeordneter 

Collet 
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